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Antrag 

der Abgeordneten Damm, Blumenfeld, Rollmann, Orgaß, Link, Geisenhofer, 
Dr. Wittmann (München), Dr. Riedl (München), Schröder (Lüneburg), Kiechle, 
Spranger, Dr. Müller-Hermann und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Tarifänderung bei der Einführung von Nahverkehrsbereichen 
im Fernmeldewesen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen wird 
aufgefordert, dem Deutschen Bundestag umgehend einen Be- 
richt darüber vorzulegen, 

— welche alternativen Möglichkeiten zu welchen Kosten bzw. 
mit welchen Deckungsvorschlägen es gibt, um auf die vor- 
gesehene Zeitbegrenzung bei der Einführung von Nahver- 
kehrsbereichen im Fernmeldewesen verzichten bzw. um die 
Zeitbegrenzung erweitern zu können, 

— welche Möglichkeiten in diesem Zusammenhang bestehen, 
um für pflegebedürftige behinderte, alte und kranke Men- 
schen, die bisher im Ortstarif telefonieren konnten, Benach- 
teiligungen auszuschließen oder zu mildern. 


Bonn, den 16. Dezember 1975 
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Begründung umseitig 
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Begründung 

Die Einführung der Zeitzählung bei den geplanten Nahver- 
kehrsbereichen im Fernmeldewesen bedeutet für ein Großteil 
der Fernsprechteilnehmer im Hinblick auf den bisherigen Orts- 
tarif eine wesentliche Verschlechterung. Nicht nur der Ge- 
schäftsverkehr, sondern auch Gespräche mit Behörden, Gesund- 
heitsdiensten usw. können meist nicht innerhalb von vier Minu- 
ten abgewickelt werden, da oft bereits eine gewisse Zeit ver- 
streicht, ehe der Teilnehmer mit der richtigen Stelle verbunden 
ist. Für pflegebedürftige behinderte, kranke und ältere Men- 
schen, denen man u. a. durch das sogenannte Sozialtelefon mehr 
Kontakte mit Mitbürgern verschaffen wollte, ergibt sich eine 
erhebliche Verteuerung, da diese Art von Kontaktgesprächen 
durchweg länger als vier Minuten dauern. Die in Aussicht ge- 
nommene Zeitbegrenzung führt hier eindeutig zu einem Abbau 
der von der Bundesregierung soviel gepriesenen Lebensquali- 
tät. 

Im übrigen wirkt eine Zeitbegrenzung um so ungerechter, je 
länger der Umstellungszeitraum (bekanntlich zehn Jahre) und 
damit die ungleiche Behandlung zwischen den Regionen an- 
dauert. Verfassungsrechtlich bedeutet dies einen Verstoß gegen 
den Gleichheitsgrundsatz. 
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